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ABSCHLIESSENDER VORPRÜFUNGSBERICHT 

Geschäfts-Nr.: BVUARE.16.105 (bitte in allen Korrespondenzen angeben) 
Gemeinde: Münchwilen 
Bezeichnung: Allgemeine Nutzungsplanung Gesamtrevision 
 

1. Ausgangslage 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Eingabe der Gemeinde unter Einbezug der betroffenen 
Fachstellen vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht umfasst eine koordinierte Beurteilung 
der Vorlage auf Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Genehmigungsanforderungen. Er ist Bestandteil 
der öffentlichen Auflage. 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

1.1.1 Zu genehmigende Vorlage 

• Bauzonenplan (BZP) vom 14. November 2023 
• Kulturlandplan (KLP) vom 14. November 2023 
• Änderung der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) vom 27. November 2023 

Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Verordnung über die Raumplanung (RPV) vom 27. November 2023 
• Liste "Mehrwertabgabe und Baupflicht" vom 27. November 2023 
• BZP Änderungsplan vom 14. November 2023 
• KLP Änderungsplan vom 14. November 2023 
• Räumliches Entwicklungsleitbild (REL) vom Mai 2019 
• Regionale Stellungnahme Fricktal Regio Planungsverband vom 9. August 2021 

1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Die rechtskräftige Nutzungsplanung der Gemeinde Münchwilen hat den Planungshorizont von 
15 Jahren erreicht und ist auf die aktuelle Situation und die geänderten Bedürfnisse anzupassen. 
Auch ergibt sich aus den geänderten übergeordneten planerischen und gesetzlichen Grundlagen An-
passungsbedarf, der mit der Gesamtrevision der kommunalen Nutzungsplanung umgesetzt werden 
soll. 

Eine vertiefte Auseinandersetzung mit der anzustrebenden räumlichen Entwicklung erfolgte im Vor-
feld der Nutzungsplanungsrevision mittels REL, das im Mai 2019 vom Gemeinderat beschlossen 
wurde. Dieses bildet die Grundlage für die Gesamtrevision der Nutzungsplanung. 
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2. Gesamtbeurteilung 

Als Gemeinde der Ländlichen Entwicklungsachse gemäss Raumkonzept Aargau (R 1) übernimmt 
Münchwilen im regionalen Kontext eine besondere Stellung. Die anzustrebende Gemeindeentwick-
lung hat der Gemeinderat im verwaltungsanweisenden REL dargelegt. Gestützt auf diese strategi-
sche Grundlage soll die hochwertige Siedlungsentwicklung differenziert gefördert werden. Diese Vor-
gehensweise wird ausdrücklich begrüsst.  

Die Planung ist weitgehend ausgereift. Die noch offenen Vorbehalte sind gemäss den nachstehen-
den Ziffern noch zu bereinigen. 

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind vollständig. Sie ermöglichen eine umfassende Beurteilung der Ausgangslage 
und der vorgesehenen Planungsmassnahmen.  

2.2 Berücksichtigung kantonaler Grundlagen 

Die kantonalen Grundlagen wurden bereits am 21. Dezember 2016 eröffnet. Im Rahmen der Erarbei-
tung des REL erfolgte ein Austausch zwischen der Gemeinde und der Abteilung Raumentwicklung. 
Bereits mit dem REL wurden die kantonalen Grundlagen stufengerecht berücksichtigt. Dies ist sach-
gerecht. 

2.3 Planungsrechtliches Verfahren 

Die Gemeinde hat ein Mitwirkungsverfahren durchgeführt. Der Mitwirkungsbericht ist öffentlich. 

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Kantonaler Richtplan 

Ländliche Entwicklungsachsen sind Siedlungen in den Talachsen, die den ländlich geprägten Raum 
über die Agglomerationen mit den Zentren verbinden. Sie sollen bis 2040 knapp ein Sechstel des 
kantonalen Bevölkerungswachstums und ein Achtel der angestrebten Beschäftigtenentwicklung auf-
nehmen. Damit werden sie weniger stark wachsen als bisher. In einzelnen Gemeinden bestehen 
mehr Bauzonenreserven, als hierfür nötig sind. Die hochwertige Innenentwicklung und die lokal-ge-
werbliche Entwicklung sollen vorrangig an zentralen, gut erreichbaren Standorten der wichtigen kan-
tonalen Verkehrsachsen erfolgen, wo auch eine überdurchschnittliche Erschliessung mit dem öffentli-
chen Verkehr vorhanden ist. Besondere Aufmerksamkeit gilt der Stärkung der Ortskerne und dem 
altersgerechten Wohnraum. 

Die Vorlage stimmt mit den behördenverbindlichen Vorgaben und Handlungsanweisungen des kan-
tonalen Richtplans überein (siehe nachfolgende Ziffern).  

3.2 Regionale Abstimmung 

Mit Stellungnahme vom 9. August 2021 äussert sich der Fricktal Regio Planungsverband positiv zur 
Vorlage. Insbesondere werden der Planungsprozess und auch die Massnahmen zur Innenentwick-
lung gewürdigt. Zu prüfen sei die Innenentwicklung der grossen Bauzonenreserven in der zweige-
schossigen Wohnzone, insbesondere auch hinsichtlich der demografischen Entwicklung. Weiter wür-
digt der Planungsverband die Bestrebungen zur Stärkung des Ortskerns und betont hierbei die Wich-
tigkeit der fachlichen Begleitung und Prüfung bei ortsbaulichen Fragestellungen. 
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Regionaler Sachplan 

Die Gemeinden Eiken, Münchwilen, Sisseln und Stein haben gemeinsam einen regionalen Sachplan 
(rSP) erarbeitet, mit dem sie die Erkenntnisse aus der laufenden Gebietsentwicklung "ESP Sissler-
feld" beziehungsweise der durchgeführten Testplanung "Sisslerfeld" behördenverbindlich umsetzen 
wollen. Aktuell befindet sich der rSP in der Mitwirkung. Anschliessend ist er noch durch die Gemein-
den zu beschliessen und durch den Kanton zu genehmigen. 

In Kapitel 7.1 des Planungsberichts werden die massgebenden Inhalte und Massnahmen sowie die 
dafür vorgesehene Zeitlinie des rSP Sisslerfeld sachgerecht aufgeführt. Die Gesamtrevision 
Münchwilen soll die Umsetzung des rSP Sisslerfeld nicht beeinträchtigen oder gar verunmöglichen. 
Dies liegt auch in kantonalem Interesse. Zentral dafür ist, dass mit der Planung keine Festlegungen 
getroffen werden, die aufgrund der Planbeständigkeit mittelfristig nicht mehr geändert werden kön-
nen und so die Umsetzung des rSP Sisslerfeld hinauszögern und gar verhindern. Eine Möglichkeit 
dies zu bewerkstelligen, wäre die Ausnahme der Gebiete mit vorgesehenen Massnahmen von den 
Genehmigungsinhalten. Da mit dem rSP Sisslerfeld jedoch unterschiedliche Umsetzungshorizonte 
vorgesehen sind und die Kieswerkzone bundesrechtlich eine Herausforderung darstellt (vgl. hierzu 
auch Ziffer 3.3.4, weitere Zonen nach Art. 18 RPG), muss im Planungsbericht deutlich darauf hinge-
wiesen und erläutert werden, inwiefern für welches Gebiet mit den beabsichtigten Festlegungen 
keine oder nur eine verringerte Planbeständigkeit einhergehen soll. Diesbezüglich ist der Planungs-
bericht beziehungsweise das Kapitel 7.1 im Planungsbericht unbedingt dahingehend zu präzisieren, 
dass dies auch örtlich und zeitlich eindeutig erkennbar ist. (Vorbehalt) 

3.3 Nutzungsplanung Siedlung 

3.3.1 Bauzonengrösse und Überbauungsstand 

Die bestehenden Bauzonen weisen eine Fläche von total 76,6 ha auf. Davon sind ca. 51,4 ha über-
baut und ca. 25,3 ha unüberbaut. Die unüberbauten Flächen umfassen rund 4,9 ha Wohn- und 
Mischzonen, 19,8 ha Arbeitsplatzzonen und ca. 0,6 ha Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 
(OeBA) oder weitere Zonen (Angaben gemäss Stand der Erschliessung 2022).  

3.3.2 Fassungsvermögen der Wohn- und Mischzonen (Innenentwicklungspfad) 

Zur Erreichung der Mindestdichten gemäss Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisungen 2.1/2.2, 
sowie zur Bereitstellung eines gemäss Raumkonzept hinreichenden Fassungsvermögens sieht die 
Gemeinde nur wenige Massnahmen und nur für die unbebauten Bauzonenreserven zugunsten einer 
massgeschneiderten und hochwertigen Siedlungsentwicklung nach innen vor, namentlich:  

• Planungsgrundsätze zur Siedlungsentwicklung nach innen  
• Gestaltungsplanpflicht für Schlüsselgebiete mit Dichtevorgaben 
• Bestimmung zur optimalen Baulandausnützung 

Insgesamt werden damit nur wenige Massnahmen konkret festgesetzt. In Kapitel 4.2.3 des Pla-
nungsberichts umschreibt die Gemeinde weitere Massnahmen wie die aktive Förderung des Genera-
tionenwechsels und die Beratung von Grundeigentümerschaften. Die im Planungsbericht erwähnten 
Massnahmen zur Förderung der inneren Siedlungsentwicklung und Siedlungsqualität werden bei 
konsequenter Anwendung und Akzentuierung in einem nächsten Planungsschritt ebenfalls zur Errei-
chung der raumplanerischen Ziele beitragen. Zusammenfassend können die Massnahmen einen 
ausreichenden Beitrag zur Erreichung der Mindestdichten gemäss Richtplan bewirken. 

Unüberbaute Wohn- und Mischzonen [R] 

Der anzustrebende Wert gemäss Richtplan beträgt 70 Einwohnerinnen und Einwohner pro Hektar 
(E/ha), woraus ein abschätzbares Fassungsvermögen in den unüberbauten Wohn- und Mischzonen 
von rund 300 Personen resultiert. In den gestaltungsplanpflichtigen Schlüsselgebieten werden ange-
messen hohe Einwohnerdichten in den Zielvorgaben verankert. Für die übrigen Bauzonenreserven 
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werden tiefe Einwohnerdichten von 50–60 E/ha angenommen. Da in all diesen Zonen Einfamilien-
häuser zulässig sind und viele der Reserveflächen für Mehrfamilienhäuser kaum gross genug sind, 
sind auch diese Dichteannahmen nur schwer erreichbar. Mit der vorliegenden Planung wird die vom 
Richtplan verlangte Mindestdichte (70 E/ha) für unbebaute Flächen bis 2040 nicht ganz erreicht, was 
jedoch nachvollziehbar ist. 

Überbaute Wohn- und Mischzonen [I] 

In den überbauten Wohn- und Mischzonen beträgt die Einwohnerdichte aktuell 39,4 E/ha. Der ge-
mäss Richtplan anzustrebende Wert für 2040 beträgt 50 E/ha. Seit 2012 hat sich die Einwohner-
dichte um fast vier Personen pro Hektar erhöht.  

Das zu aktivierende Innenentwicklungspotenzial in den überbauten Wohn- und Mischzonen wird auf 
knapp 150 E abgeschätzt. Die Gemeinde sieht das Potenzial zur weiteren Erhöhung der Einwohner-
dichte in der Innenentwicklung der Dorfzone und dem Generationenwechsel in den grossflächigen 
W2. Durch Beratung und Schaffung von Wohnalternativen für den Generationenwechsel soll dies un-
terstützt werden. 

Auszonungen/Aussenentwicklung [A] 

Gestützt auf Art. 15 Raumplanungsgesetz (RPG) und die Anforderungen gemäss Richtplankapitel 
S 1.2 hat die Gemeinde die Redimensionierung der Wohn- und Mischzone geprüft. Anhang A des 
Planungsberichts zeigt tabellarisch die erfolgte Prüfung von Auszonungen detailliert auf. Die Bauzo-
nenreserven liegen überwiegend inmitten der bebauten Bauzonen. Die am nordwestlichen Bauzo-
nenrand gelegene Fläche Lienechtweg liegt einerseits zentrumsnah und zugleich nahe bei dem 
Bahnhof Stein, weshalb sie als Schlüsselgebiet grosses Potenzial hat. Eine Reduktion der Geleise 
nahen, lärmexponierten Bereiche um rund 2'000 m2 wird trotzdem sachgerecht vorgenommen.  

Fassungsvermögen für den Planungshorizont 2037 [R-I-A] 

Aufgrund des hohen Bevölkerungswachstums in den letzten Jahren ist die (ursprüngliche) Planungs-
annahme für eine Gemeinde an einer ländlichen Entwicklungsachse gemäss Richtplan (Raumkon-
zept Aargau) schon fast erreicht. Deshalb wird die Hochrechnung angepasst. Sollte sich das Wachs-
tum ab 2022 im geplanten Rahmen entwickeln (+0,78 % pro Jahr), so würde die Bevölkerungszahl 
im Jahr 2037 neu 1'160 Personen beziehungsweise 1'190 Personen im Jahr 2040 betragen. 

Das Fassungsvermögen der Gemeinde Münchwilen beträgt gestützt auf die Darlegungen der Ge-
meinde rund 1'360 Personen (davon rund 20 E ausserhalb dieser Zonen, vgl. auch Ziffer 3.7) und 
liegt damit über dem Planwert gemäss kantonaler Prognose. Bis 2037 wird seitens der Gemeinde 
eine Steigerung der Einwohnerdichte in den Wohn- und Mischzonen von knapp 40 auf rund 45 E/ha 
gewährleistet. Der realisierbare Innenentwicklungspfad der Gemeinde Münchwilen ist konform zu 
den Richtplanvorgaben. 

Die Gesamtrevision der Nutzungsplanung enthält keine Einzonungen, welche die Einwohnerkapazi-
tät erhöhen. Die Bestrebungen zur Siedlungsentwicklung nach innen ermöglichen einen haushälteri-
schen Umgang mit den bestehenden Bauzonen (§ 13 Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen 
[Baugesetz, BauG]; Richtplankapitel S 1.2). Im Weiteren sind die Bauzonen der Gemeinde soweit 
möglich gut arrondiert und ergeben im Kontext der Topografie und der Dorfgeschichte ein kompakt 
abgegrenztes Siedlungsgebiet. Insgesamt werden die Voraussetzungen für eine Siedlungsentwick-
lung nach innen und zur besseren Nutzung des bereits überbauten Gebiets in einem ersten Schritt 
verbessert. Unter Berücksichtigung der hier massgeblichen Interessen und Rahmenbedingungen 
wird das auf diese Weise herbeigeführte Fassungsvermögen der Bauzone als vertretbar beurteilt. 
Die Grösse der Bauzone erscheint – unter Berücksichtigung der vorgenommenen Auszonung – kon-
form zu den Anforderungen nach Art. 15 RPG.  
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3.3.3 Arbeitsplatzzonen und Zonen für öffentliche Bauten und Anlagen 

Die Aussagen zu den Arbeitsplatzzonen in Kapitel 4.3 des Planungsberichts sind sachgerecht. 

Den Bedarf an OeBA-Zonen hat die Gemeinde gemäss den Aussagen in Kapitel 4.4 des Planungs-
berichts überprüft und für angemessen beurteilt. 

3.3.4 Bauzonenabgrenzung im Einzelnen 

Auszonungen 

Gemäss Art. 15 Abs. 1 RPG sind die Gemeinden verpflichtet, das Fassungsvermögen der Wohn- 
und Mischzonen so auszugestalten, dass damit der voraussichtliche Bedarf der nächsten 15 Jahre 
abgedeckt wird. Gestützt auf Art. 15 Abs. 4 RPG umfasst dies auch die konsequent zu mobilisieren-
den Nutzungsreserven sowohl in den unüberbauten als auch in den überbauten Bauzonen. Massge-
bend für den voraussichtlichen Bedarf ist die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung gemäss 
Raumkonzept. In Ermangelung weiterer geeigneter Flächen sieht die Gemeinde nur 0,2 ha zur Aus-
zonung vor (vgl. auch Ziffer 3.3.2).  

Unter Berücksichtigung der gegebenen Rahmenbedingungen resultiert ein angemessen auf 
Art. 15 RPG abgestimmtes Fassungsvermögen. Die im Planungsbericht enthaltenen Darlegungen 
sind sachgerecht. Gemäss Richtplankapitel S 1.2, Planungsanweisung 4.2, wird das in der Richt-
plankarte nicht mehr länger dargestellte Siedlungsgebiet innerhalb der Region beibehalten ("regiona-
ler Topf"). 

Wichtigste Umzonungen 

Mitteldorf 

Die Gemeinde will auf die Bedeutung des Areals Mitteldorf sachgerecht reagieren. Hierzu sieht die 
Gemeinde im nördlichen Bereich eine Gestaltungsplanpflicht mit Zielvorstellungen und im südlichen 
Teil eine Überlagerung von Spezialvorschriften vor.  

Die vorgesehenen Lösungsansätze zielen darauf ab, einen nicht genauer definierten "Grünraum" als 
"Dorfkernhintergrund" zu erhalten. Auf die Nutzung, Gestaltung oder Erlebbarkeit dieser Freiflächen 
wird in den Unterlagen nicht näher eingegangen. Auch Klein- oder Tiefbauten und weitere Anlagen 
können das Freihalteziel massiv beeinträchtigen. Ein Fussweg mit entsprechenden Aufenthaltsberei-
chen könnte einen erheblichen Beitrag zum Dorfleben leisten. (Hinweis). 

Im gestaltungsplanpflichtigen Bereich wird die Gestaltung in einem entsprechenden Verfahren durch 
die Gemeinde koordiniert werden. Auf die Ausarbeitung eines Gestaltungsplans (GP) kann jedoch 
unter Nachweis der Zielvorgabeneinhaltung verzichtet werden. Die im südlichen Bereich angedachte 
Lösung ist offen formuliert und muss jeweils im Einzelfall – aber unter Gesamtbetrachtung der Mittel-
dorfsituation nach dem behördenverbindlichen REL – beurteilt werden. In beiden Fällen ist qualifizier-
tes Fachwissen für eine belastbare Beurteilung erforderlich. 

Nach § 61 BNO kann bei GP eine Begutachtung durch Fachleute explizit verlangt werden. Bei einem 
Verzicht auf einen GP oder bei Vorhaben im südlichen Bereich des Mitteldorfes kann eine Begutach-
tung nicht direkt aus der Bestimmung abgeleitet werden. Es empfiehlt sich daher, den Bereich Mittel-
dorf ausdrücklich in § 61 BNO aufzuführen. (wichtiger Hinweis) 

Weitere Umzonungen 

Die Aufteilung der Dorfkernzone und deren Arrondierung ist fachlich nachvollziehbar und sachge-
recht.  

Die Umzonung der Parzelle 1788 in die W3 ist immer noch zu vage begründet und sollte, auch wenn 
die Vorprüfung sie nicht mehr infrage stellt, ergänzt werden (wichtiger Hinweis). 
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Diverse (aber sehr unterschiedliche) randlich gelegene Flächen werden einer Grünzone zugewiesen. 
Es handelt sich gemäss den Ausführungen der Gemeinde um privat genutzte Flächen, deren Nut-
zungen in der Landwirtschaftszone nicht zulässig wären. Da es sich zudem um kleine, für sich allein 
kaum für Wohnnutzungen bebaubare Flächen handelt, sind diese Umzonungen nachvollziehbar. 

Einzonungen 

Die Gemeinde sieht keine Einzonungen vor. Dies ist sachgerecht.  

Arrondierungen 

Das in der Richtplankarte festgesetzte Siedlungsgebiet weist einen Anordnungsspielraum für die par-
zellenscharfe und planerisch zweckmässige Detailabgrenzung der Bauzonen auf (Richtplankapitel 
S 1.2, Planungsanweisung 3.5). Die in Kapitel 5.2.5 dokumentierte Arrondierung aufgrund der Wald-
feststellung ist sachgerecht. 

Bauzonenbilanz 

Die nutzungsplanerischen Interventionen führen zu nachfolgender Bilanz: 

Gebiet/Bezeichnung Bauzonen werden  
ein-/ausgezont gemäss 
den Planungsanweisun-
gen 3.5 und 4.2 

Flächenbilanz räumlich 
angeordnetes Sied-
lungsgebiet 

FFF1-Bilanz (netto) 
effektive Bodenfläche 
gemäss Angaben LWAG2 

Planungsanweisung 3.5 

Total/Saldo +0,07 ha 0,00 ha 0,00 ha FFF 

Planungsanweisung 4.2 

Total/Saldo PA 4.2 -0,2 ha -0,2 ha 0,00 ha FFF 

Gesamt-Total/Saldo -0,13 ha -0,2 ha 0,00 ha FFF 

Die räumlichen Veränderungen des Siedlungsgebiets gelten damit im Sinne des Richtplans als fort-
geschrieben.  

Mehrwertabgabe und Baupflicht 

Vorliegende Nutzungsplanungsrevision führt bei einzelnen Grundstücken zu einer Mehrwertabgabe-
relevanz. Die betroffenen Grundstücke sind in der Liste "Mehrwertabgabe und Baupflicht" erfasst. Da 
keine Änderungen mehr zu erwarten sind, kann der Schätzungsantrag beim Steueramt erfolgen. 

Andere Planungsvorteile, die durch Um-/Aufzonungen oder aufgrund anderer Planungsmassnahmen 
resultieren, können seitens Gemeinde mittels verwaltungsrechtlichen Vertrags ausgeglichen werden. 

3.3.5 Siedlungsqualität 

Eine wesentliche Aufgabe der Nutzungsplanung ist es, die Siedlungsqualität zu fördern.  

Im Planungsbericht wird das Thema Siedlungsqualität nicht direkt behandelt. Aus dem REL ergeben 
sich diverse Hinweise, dass insbesondere die Aussen- und Grünräume ein Qualitätsmerkmal der Ge-
meinde darstellen.  

In den §§ 54 ff. BNO werden zielgerichtete Vorgaben zum Aussenraum festgehalten. Hinsichtlich 
Gestaltung der Bauten sind die §§ 52 und 53 BNO massgebend. Damit kann die Siedlungsqualität 
erhalten und gefördert werden. 

 
1 Fruchtfolgeflächen 

2 Landwirtschaft Aargau 
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Gebiete mit Gestaltungsplanpflicht 

Zur Förderung hochwertiger Siedlungserneuerungen oder Umstrukturierung kann die Gemeinde bei 
Bedarf und bei ausgewiesenem öffentlichen Interesse einen GP erlassen oder eine Gestaltungsplan-
pflicht mit Zielsetzungen statuieren (§ 21 BauG).  

Für drei Gebiete wird eine Gestaltungsplanpflicht vorgesehen. Mit den GP "Lienechtweg" und "Bi-
ffigstrasse" wird die Gewährleistung einer haushälterischen Nutzung des Bodens sowie einer sinn-
vollen Erschliessung bezweckt. Mit dem GP "Mitteldorf" steht die gute Einpassung auf die bauliche 
und landschaftliche Umgebung im Fokus. Die entsprechenden Zielvorgaben sind nachvollziehbar 
und sachgerecht. 

Ortsbildentwicklung 

Gemäss dem Inventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) weist die Gemeinde ein 
Ortsbild von regionaler Bedeutung auf. 

Als Grundlage für alle Planungsebenen zeigt das ISOS nach schweizweit einheitlichen Kriterien die 
Interessen und Ziele des Ortsbildschutzes auf (Interessenermittlung).  

Im Bereich von national oder regional bedeutsamen Ortsbildern ist gebietsweise eine umfassende 
Interessenabwägung unter Einbezug des ISOS notwendig. Dabei ist aufzuzeigen, wo Differenzen 
zwischen den Schutzzielen des ISOS (insbesondere Gebiete mit den Erhaltungszielen A, B und a) 
und der vorliegenden Planung bestehen. Für jedes Gebiet mit Differenzen ist die vorgenommene In-
teressenabwägung im Planungsbericht transparent darzulegen. (Richtplankapitel S 1.5, Planungsan-
weisung 1.2).  

Das ISOS-Gebiet 1 Dorf (Erhaltungsziel "B") liegt vollumfänglich in der Dorfkernzone 1 (§ 11 BNO 
generelles Abbruchverbot; der Gemeinderat kann mittels Fachgutachten Ausnahmen bewilligen). Die 
ISOS-Erhaltungsziele wurden bisher für diesen Bereich angemessen umgesetzt.  

Die Umgebungszonen II, III, IV und V wurden seit der ISOS-Erfassung fast vollständig überbaut. 
Sensiblere Ortsbildteile in den überbauten Umgebungszonen wurden der neu eingeführten Dorfkern-
zone 2 zugewiesen. Die Zonenabgrenzungen und Bestimmungen sind im Hinblick auf die beschrie-
benen Veränderungen seit der ISOS-Erfassung nachvollziehbar und zweckmässig.  

Die ISOS-Umgebungszone I / östliche Nahumgebung mit Erhaltungsziel "a" (Erhalten der Beschaf-
fenheit als Kulturland oder Freifläche / kein Baugebiet) ist heute weitgehend als Freifläche erhalten.  

Der nördliche Teil des Gebiets Mitteldorf wird der Gestaltungsplanpflicht unterstellt. Gemäss den Ge-
staltungsplanzielen soll sowohl der bedeutende Freiraum erhalten als auch eine bauliche Entwick-
lung angestrebt werden. Als Basis für den GP ist ein qualitätsförderndes Verfahren durchzuführen. 
Unter Hinweis auf die Ausführungen unter Ziffer 3.3.4 (Grünraum/Einwohnerdichte) erscheinen die 
Festlegungen und Zielvorgaben aus fachlicher Sicht sachgerecht. 

Aufgrund der Mitwirkungseingaben soll im südlichen Teil auf eine Gestaltungsplanpflicht verzichtet 
werden. Entsprechend sind die Vorgaben der Nutzungsplanung so auszugestalten, dass die Schutz-
ziele des ISOS rechtsverbindlich gesichert sind. Bei strikter Anwendung der vorgesehenen Bestim-
mungen in jedem Einzelfall, kann dies gewährleistet werden (vgl. Ziffer 3.3.4).  

Baudenkmäler und Kulturobjekte 

Die Objekte aus dem aktualisierten Bauinventar werden vollständig in Gebäude mit Substanzschutz 
und Kulturobjekte umgesetzt. Dies ist sachgerecht. Das Bauinventarobjekt Friedenslinde (MUW905) 
wird richtigerweise unter den geschützten Naturobjekten aufgeführt.  
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Freiraumgestaltung im Siedlungsgebiet 

Die Umgebungsgestaltung in Form von Vorplätzen, Vorgärten oder Obstgärten sowie die Setzung 
von Bäumen im Strassenraum und im Bereich von Plätzen usw. bilden die charakteristischen Merk-
male des bestehenden Ortsbilds. Im Rahmen der Gesamtrevision werden verschiedene sachge-
rechte Bestimmungen zur Sicherung und Gestaltung dieser attraktiven Freiräume vorgesehen. Dies 
wird unterstützt. 

Natur im Siedlungsgebiet 

Die bestehenden Naturschutzobjekte werden mit Ausnahme der geschützten Hecke im Gebiet "Bifig" 
beibehalten. Die Neuaufnahme zahlreicher markanter Einzelbäume als Naturobjekte werden aus 
fachlicher Sicht unterstützt. Diese leisten einen wichtigen Beitrag zur klimarelevanten Durchgrünung 
des Siedlungsgebiets. 

Klimaanpassung im Siedlungsgebiet 

Im Kapitel 4.6.6 des Planungsberichts wird das Thema Klima für den südlich der Autobahn liegenden 
Dorfteil in angemessener Tiefe behandelt. Mit den vorhandenen Bestimmungen zur Umgebung ist es 
dem Gemeinderat möglich, bei Bedarf zu lenken. 

3.3.6 Abstimmung von Siedlung und Verkehr 

Gemäss Planungsbericht (Kapitel 4.5) sollen verkehrliche Fragen gemeindeübergreifend und ge-
meinsam für das gesamte Sisslerfeld geplant werden, weshalb zwischenzeitlich ein überkommunaler 
Gesamtplan Verkehr (KGV) für die vier Gemeinden des Sisslerfelds gestartet wurde. Dies ist grund-
sätzlich nachvollziehbar, insbesondere für die Arbeitszonen.  

3.4 Nutzungsplanung Kulturland 

3.4.1 Landwirtschaftszone und Fruchtfolgeflächen 

Die FFF werden im KLP sachgerecht als Überlagerung der Landwirtschaftszone dargestellt (Orientie-
rungsinhalt). Von den Veränderungen im Rahmen der Planung sind die FFF nicht weiter betroffen. 

Landwirtschaftliche Betriebe  

Gemäss der Betriebsdatenerhebung 2021 befindet sich ein aktiver Landwirtschaftsbetrieb in der 
Dorfkernzone und ist in dieser Zone zonenkonform. 

3.4.2 Speziallandwirtschaftszonen, Entwicklungsstandorte  

Auf die Festlegung einer Speziallandwirtschaftszone wird verzichtet. Dies ist sachgerecht. 

3.4.3 Naturschutzzonen und -objekte im Kulturland 

Die Vorlage erfüllt die Anforderungen zum Schutz der Umwelt, der Natur und der Landschaft. 

Das Landschaftsinventar aus dem Jahr 1989 wurde aktualisiert. Es dient als Grundlage für die Über-
prüfung der Schutzobjekte im Kulturland. Es wird aus fachlicher Sicht begrüsst, dass mit der Neuauf-
nahme von Schutzobjekten der Verarmung der Landschaft und Biotopstrukturen entgegengewirkt 
wird. Diese stellen wichtige Trittsteine und Verbindungelemente dar. 

3.4.4 Weitere Zonen ausserhalb Siedlungsgebiet 

Weitere Zonen nach Art. 18 RPG 

Materialabbauzone 

Die Beibehaltung der Materialabbauzone, obwohl die definitive Abnahme der Rekultivierung bereits 
erfolgt ist, ist im Rahmen der unter Ziffer 3.2 erläuterten absehbaren aber noch nicht umsetzbaren 
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Planungsmassnahmen aus dem rSP Sisslerfeld sachgerecht. Insbesondere, da die bestehenden 
Bestimmungen die Folgenutzung bereits regeln. 

Kieswerkzone 

Die Kieswerkzone ist für die Anlage und den Betrieb des Kieswerks (Umschlag, Aufbereitung und 
Verwertung) sowie Bauschuttaufbereitungsanlagen, Recyclingbaustofflager, Bausperrgutsortieranla-
gen und dergleichen bestimmt.  

Wie das Bundesgericht in jüngeren Entscheiden bestätigt hat, haben sich Spezialzonen im Kultur-
land dem fundamentalen Prinzip der Trennung von Siedlungsgebiet und Kulturland unterzuordnen. 
Ein Kieswerk, aber insbesondere Bauschuttaufbereitungsanlagen, Recyclingbaustofflager, Bausperr-
gutsortieranlagen müssen als überwiegend gewerblich-industrielle Anlage beurteilt werden. Sollen 
diese Nutzungen zonenkonform sein, ist folglich eine Bauzone (Arbeitszone) nach Art. 15 RPG erfor-
derlich. Die bisherigen beziehungsweise neuen Nutzungsbestimmungen sind ausserhalb der Bauzo-
nen gestützt auf Art. 18 RPG nicht mit dem übergeordneten Bundesrecht vereinbar.  

In § 35 Abs. 2 BNO beschränkt die Gemeinde den weiteren Betrieb auf den Besitzstand. Neubauten, 
Erweiterungen oder Verlängerungen von bestehenden Bewilligungen sollen nicht zulässig sein. Da-
mit schränkt die Gemeinde den Besitzstand nach Bundesrecht ein, was nicht in der Kompetenz der 
Gemeinde liegt. Aus dem Widerspruch der bestehenden Zone mit dem Bundesrecht ergibt die Beibe-
haltung der Kieswerkzone keinen sinnvollen Nutzen für die Eigentümerschaft oder die Betreiberin. 
Insofern kann das Gebiet auch in eine Landwirtschaftszone umgezont werden. Dadurch ändert sich 
am bundesrechtlichen Besitzstand nichts und es sind keine zusätzlichen Bestimmungen in der BNO 
erforderlich. Bis die mit dem rSP Sisslerfeld vorgesehene Einzonung erfolgen kann, ist die Fläche 
der Kieswerkzone entsprechend der Landwirtschaftszone zuzuweisen. (Vorbehalt) 

Im Planungsbericht ist entsprechend deutlich auf die mit dem rSP Sisslerfeld vorgesehenen Pla-
nungsabsichten hinzuweisen. (wichtiger Hinweis) 

3.4.5 Überlagerte Zonen im Kulturland 

Landschaftsschutzzone 

Die Landschaften von kantonaler Bedeutung (LkB) sind durch Landschaftsschutzzonen umgesetzt. 
Die bestehenden Landwirtschaftsbetriebe, die im Sinne der raumplanungsrechtlichen Beurteilung als 
aktive Landwirtschaftsbetriebe gelten, liegen ausserhalb der Landschaftsschutzzone. 

Siedlungstrenngürtel 

Im Osten des Gemeindebanns befindet sich ein Siedlungstrenngürtel. Die Landschaftsschutzzone 
deckt diesen Bereich nicht ab. Die Umsetzung des Richtplankapitels S 2.1 ist als Ergänzung der 
Landwirtschaftszone vorgesehen. Jedoch werden weiterhin explizit neue landwirtschaftliche Sied-
lungsstandorte oder die Errichtung neuer betriebsnotwendiger Anlagen als zulässig bezeichnet, was 
den Richtplanvorgaben widerspricht. Die Bestimmung ist zwingend anzupassen. (Vorbehalt) 

3.5 Weitere materielle Hinweise 

3.5.1 Gewässerschutz 

Öffentliche Gewässer 

Sämtliche öffentliche Gewässer, sowohl die offen fliessenden als auch die eingedolten, sind im Ori-
entierungsinhalt der Nutzungsplanung (Bauzonen- und Kulturlandplan) vollständig und korrekt darge-
stellt.  
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Raumbedarf der Fliessgewässer 

Die Kantone sind gemäss Art. 36a Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) verpflich-
tet, den Raumbedarf der Gewässer festzulegen. Dieser Gewässerraum muss bei der Richt- und Nut-
zungsplanung berücksichtigt sowie extensiv gestaltet und bewirtschaftet werden. Seit 1. Juni 2011 ist 
die revidierte Gewässerschutzverordnung (GSchV) in Kraft, worin in Art. 41a GSchV die Bemessung 
der Gewässerräume festgelegt ist.  

Es müssen die Gewässerräume für sämtliche Gewässer in den kommunalen Nutzungsplänen umge-
setzt werden, auch für die in § 127 Abs. 1, Abs. 1bis und Abs. 2 BauG genannten Gewässer. Eben-
falls muss der Verzicht auf einen Gewässerraum aus den Unterlagen ersichtlich werden. Die Interes-
senabwägungen hinsichtlich Gewässerräume sind im Planungsbericht darzulegen. 

Die staatliche Gewässerparzelle 1716 ist nach wie vor nicht wie verlangt vollständig der "Gewässer-
raumzone Bustelbach" zugewiesen, was zwingend vorzusehen ist. (Vorbehalt) 

Ansonsten entspricht die Umsetzung der Gewässerräume den Bundesvorgaben sowie den kantona-
len Umsetzungsvorgaben. 

3.5.2 Hochwassergefahren 

Die Gemeinde Münchwilen setzt die Gefahrenkarte Hochwasser korrekterweise mit dem Vorschrif-
tenmodell um.  

Aufgrund des im Jahr 2020 realisierten Hochwasser- und Revitalisierungsprojekts entlang des 
Bustelbachs/Münchwilerbachs im Gebiet Dell und den baulichen Massnahmen im Jahr 2021 am 
Bustelbach im Bereich der Steinerstrasse wurde die Gefahrenkarte Hochwasser entsprechend revi-
diert.  

Die Abgrenzung der Hochwassergefahrenzone 1 (HWZ1) und Hochwassergefahrenzone 2 (HWZ2) 
auf dem BZP basiert korrekterweise auf der im 2021 aktualisierten Gefahrenkarte Hochwasser und 
wurde zielführend umgesetzt. Die neue Symbolisierung ist sachgerecht. 

3.5.3 Wald 

Waldareal 

Im KLP wie auch im BZP wird das rechtskräftige Waldareal sachgerecht dargestellt (vgl. § 6 Waldge-
setz des Kantons Aargau [AWaG]). 

Naturschutzzonen im Wald 

Im KLP werden die Gebiete Joshalde, Buchstelhalde und Mundlete als Naturschutzzone Wald (N) 
sachgerecht ausgewiesen. 

3.5.4 Umweltschutz 

Lärm 

Es sind keine lärmrelevanten Einzonungen geplant und eine Umzonung von Bauzonen gilt nach 
Art. 24 Abs. 1 Umweltschutzgesetz (USG) nicht als Ausscheidung neuer Bauzonen. Somit muss die 
Einhaltung der Anforderungen von Art. 29 Lärmschutz-Verordnung (LSV) nicht überprüft werden. 

Störfallvorsorge 

Die Ausführungen in Kapitel 4.6.2 des Planungsberichts zur Störfallvorsorge sind vollständig und 
sachgerecht.  
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3.5.5 Archäologie 

Archäologische Fundstellen werden in den Genehmigungsunterlagen nicht genannt. Dies ist sachge-
recht. Die rechtlichen Grundlagen sind durch übergeordnetes, kantonales Recht geregelt (Kulturge-
setz [KG] und Verordnung zum Kulturgesetz [VKG]). 

3.5.6 Historische Verkehrswege, Fuss- und Wanderwege 

Die historischen Verkehrswege mit Substanz sind im Orientierungsinhalt des KLP korrekt dargestellt 
und im Planungsbericht, Kapitel 4.6.3 sachgemäss behandelt. Ebenso sind die Wanderwege sach-
gerecht dargestellt. 

3.6 Bau- und Nutzungsordnung (BNO) 

Da es sich um eine Gesamtrevision der Nutzungsplanung handelt, ist für die Beschlussfassung an 
der Gemeindeversammlung eine eigeständige neue Bau- und Nutzungsordnung und keine "Ände-
rung der Bau- und Nutzungsordnung" mit Kommentaren wie sie aktuell vorliegt auszuarbeiten (vgl. 
auch § 66 BNO). (Vorbehalt) 

§ 9 Abs. 1 Die in der Tabelle genannten Farben stimmen teilweise nicht mit dem BZP überein, bitte 
verifizieren (wichtiger Hinweis). 

§ 22 Abs. 4 Vgl. Ziffer 3.4.5 (Vorbehalt) 

§ 36 Vgl. Ziffer 3.4.4 (Vorbehalt) 

Im Übrigen sind die Bestimmungen sachgerecht und rechtskonform- 

4. Weiteres Vorgehen 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Vorlage vorgeprüft. Sie erfüllt die Genehmigungsanforderun-
gen an Nutzungspläne mit Ausnahme der im Vorprüfungsbericht enthaltenen Vorbehalte.  

Ein vorbehaltloser Genehmigungsantrag bedingt, dass die Vorlage entsprechend angepasst wird.  

Zudem enthält der abschliessende Vorprüfungsbericht noch wichtige Hinweise. Diese sind bei den 
weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen.  

Die bereinigte Vorlage kann öffentlich aufgelegt werden.  

Die Genehmigungs- und die Beschwerdebehörde sind nicht an die Beurteilung der Verwaltung ge-
bunden.  

 

Corinne Stauffiger 
Sektionsleiterin 

Christian Brodmann 
Kreisplaner / Stv. Sektionsleiter 
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